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Kleine Anfrage  

der Abgeordneten Böhm (Melsungen), Dr. Dregger, Dr. von Geldern, Dr. Hennig, 
Ernesti, Dr. Abelein, Graf Huyn, Graf Stauffenberg, Jäger (Wangen), Dr. Hüsch, 
Dr. Hoffacker, Schmöle, Frau Fischer, Seiters, Sauer (Salzgitter), Berger (Lahnstein) 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Verschmutzung der Werra und Weser durch Kaliabwässer aus der DDR 

Mit der Einleitung ihrer gesamten Kaliabwässer in die Werra 
ist die DDR dafür verantwortlich, daß Werra und Weser ster-
bende Flüsse sind und damit schwerwiegende Umweltgefahren 
in der Bundesrepublik Deutschland heraufbeschwören. Die DDR 
verletzt mit ihrem Verhalten den Grundlagenvertrag und die 
nach dem Zweiten Weltkrieg verabredete Quotenvereinbarung 
für die Einleitung von Abwässern in die Werra. Eine Lösung 
dieses Problems ist nunmehr unabdingbar. Für die Problem-
lösung ist seit längerem eine sogenannte Salzlaugenpipeline im 
Gespräch, die weit über 1 Mrd. Investitionskosten, Unterhal-
tungskosten in unbekannter Höhe sowie Rücklagen für Ersatz-
investitionen erforderlich machen würde und mit Widerständen 
entlang der beabsichtigten Trassenführung rechnen müßte.  

Die hessische Landesregierung hat im Oktober 1977 erklärt, das 
„technische Konzept für den Bau einer Salzlaugenpipeline vom 
Werra-Kali-Gebiet zur Nordsee liege vor", und diese Konzep-
tion der Salzwasserbeseitigung solle „in den nächsten Wochen" 
offiziell beschlossen werden. 

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen, Dr. Kreutzmann, hat am 15. Mai 
1979 öffentlich erklärt, die Bundesregierung sei nicht bereit, den 
Bau einer Salzlaugenpipeline zu unterstützen (wörtlich: „Wir 
wollen nicht den Dreck an die Nordseeküste befördern"). Hin-
gegen hat die hessische Landesregierung am 6. Juni 1979 in 
der Fragestunde des Hessischen Landtags erklärt, der Bau einer 
Salzabwasserleitung zur Nordsee werde aus wasserwirtschaft-
licher und ökologischer Sicht als „günstigste Lösungsmöglich-
keit favorisiert". 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Lösung des Problems strebt sie an (Bau einer Pipe-
line, Anwendung von Trockentrennverfahren, Lieferung von 
Kieserit in die DDR oder Maßnahmen zum Konzentrations-
ausgleich in der Werra)? 

2. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung gegen-
über der DDR eingeleitet? 

3. Welche Haltung hat die DDR bisher bezogen? 

4. Wann werden die Verhandlungen mit der DDR geführt? 

Bonn, den 18. Juni 1979 
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